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Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des SÃ¤chsischen
Landessozialgerichts vom 11. Dezember 2003 aufgehoben, soweit es die Beklagte
zur GewÃ¤hrung von Ã�bergangsleistungen nach Â§ 3 Abs 2 der Berufskrankheiten-
Verordnung verurteilt hat. Insoweit wird die Klage als unzulÃ¤ssig abgewiesen. Die
Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Revisionsverfahrens
zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Ausgangspunkt des Verfahrens ist ein Streit um die Anerkennung eines
RÃ¼ckenleidens als Berufskrankheit (BK).

Der 1941 geborene KlÃ¤ger war zuletzt in den Jahren 1969 bis 1996 mit
Unterbrechungen als Baumaschinist beschÃ¤ftigt, seitdem ist er arbeitslos.
Aufgrund einer Ã¤rztlichen BK-Anzeige wegen seines RÃ¼ckenleidens leitete die
Beklagte entsprechende Ermittlungen ein, lehnte aber die GewÃ¤hrung von
Leistungen aufgrund der WirbelsÃ¤ulenbeschwerden des KlÃ¤gers und die
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Anerkennung einer BK Nr 2108 oder 2110 nach der Anlage 1 der Berufskrankheiten-
Verordnung (BKV) ab (Bescheid vom 19. Juli 1995, Widerspruchsbescheid vom 6.
Dezember 1995).

Das angerufene Sozialgericht (SG) Leipzig hat nach Beiziehung weiterer Ã¤rztlicher
Unterlagen die Klage wegen fehlenden Ursachenzusammenhangs zwischen den
beruflichen Belastungen und der Erkrankung des KlÃ¤gers abgewiesen (Urteil vom
24. Juni 1999). Das Landessozialgericht (LSG) hat weitere medizinische
Ermittlungen durchgefÃ¼hrt und aufgrund eines entsprechenden Antrags des
KlÃ¤gers in der mÃ¼ndlichen Verhandlung, die Beklagte unter AbÃ¤nderung des
Urteils des SG sowie ihrer Bescheide verpflichtet, "Leistungen nach Â§ 3 Abs 2 BKV
zu erbringen". Im Ã�brigen hat es die Berufung zurÃ¼ckgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung der Leistungen nach Â§ 3 Abs 2 BKV hat es ausgefÃ¼hrt: Die
GewÃ¤hrung dieser Leistungen setze nicht die Anerkennung einer BK voraus.
UnabhÃ¤ngig von der Ursache der bandscheibenbedingten Erkrankung des
KlÃ¤gers bestehe nach den vorliegenden Befunden fÃ¼r diesen die Gefahr der
Entstehung einer BK durch die Verschlimmerung seines Leidens. Bei seinem Befund
sei eine weitere mehrjÃ¤hrige TÃ¤tigkeit als Baumaschinist ausgeschlossen. Die
Entscheidung der Beklagten, dem KlÃ¤ger Leistungen aus der gesetzlichen
Unfallversicherung aufgrund seiner WirbelsÃ¤ulenbeschwerden nicht zu gewÃ¤hren,
beinhalte auch eine Ablehnung von Leistungen nach Â§ 3 BKV, deren
Voraussetzungen von Amts wegen zu prÃ¼fen seien. Wenn der KlÃ¤ger beantrage,
seine BK zu berenten, dann liege darin auch das "Minus" einer Leistung nach Â§ 3
BKV.

Mit der â�� vom Bundessozialgericht (BSG) zugelassenen â�� Revision rÃ¼gt die
Beklagte die Verletzung materiellen Rechts. Sie macht geltend, das LSG habe
Ã¼ber einen Anspruch gemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs 2 BKV entschieden, ohne dass zuvor ein
Verwaltungs- und ein Widerspruchsverfahren durchgefÃ¼hrt worden seien. Im
Bescheid vom 19. Juli 1995 und im Widerspruchsbescheid vom 6. Dezember 1995
sei nur Ã¼ber ein Ersuchen auf Rente, nicht aber Ã¼ber einen Anspruch auf
Leistungen nach Â§ 3 BKV entschieden worden. Ein Antrag auf Berentung einer BK
enthalte nicht als Minus einen Antrag auf Leistungen nach Â§ 3 BKV. Zwischen
einem Rentenanspruch und einem derartigen Anspruch bestÃ¤nden erhebliche
Unterschiede. Die Rente werde als Schadensersatz fÃ¼r den Verlust der
ErwerbsfÃ¤higkeit nach Eintritt des Versicherungsfalls gezahlt; wÃ¤hrend
Leistungen nach Â§ 3 BKV prÃ¤ventiven Charakter hÃ¤tten und den Eintritt des
Versicherungsfalles vermeiden sollten. Das LSG habe den Sachverhalt nicht
vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt, die Voraussetzungen des Â§ 3 Abs 2 BKV seien nicht
abschlieÃ�end geprÃ¼ft worden.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des SÃ¤chsischen Landessozialgerichts vom 11.
Dezember 2003 abzuÃ¤ndern und die auf die GewÃ¤hrung von
Ã�bergangsleistungen gerichtete Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

II
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Die Revision der Beklagten ist begrÃ¼ndet. Das Urteil des LSG ist insofern
aufzuheben und die Klage als unzulÃ¤ssig abzuweisen, als es die Beklagte
verpflichtet hat, "Leistungen nach Â§ 3 Abs 2 BKV zu erbringen".

Streitgegenstand des Revisionsverfahrens ist nur noch diese Verpflichtung der
Beklagten durch das Urteil des LSG, weil nur die Beklagte Revision eingelegt hat. Im
Ã�brigen ist das Urteil des LSG rechtskrÃ¤ftig geworden.

Hinsichtlich der noch umstrittenen GewÃ¤hrung von "Leistungen nach Â§ 3 Abs 2
BKV" durch die Beklagte ist die Klage unzulÃ¤ssig, sodass das LSG nicht Ã¼ber
diesen Anspruch entscheiden durfte.

Denn es fehlt eine Prozessvoraussetzung fÃ¼r die wÃ¤hrend des
Berufungsverfahrens im Wege der KlageÃ¤nderung nach Â§ 99 Abs 1 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nachtrÃ¤glich erhobene Klage auf GewÃ¤hrung von
Ã�bergangleistungen.

FÃ¼r eine KlageÃ¤nderung gelten die Ã¼blichen Prozessvoraussetzungen wie fÃ¼r
eine neue Klage (Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens,
4. Aufl, 2005, VII RdNr 74). Ã�ber die GewÃ¤hrung von Sozialleistungen, zu denen
die besagten Ã�bergangsleistungen nach Â§ 3 Abs 2 BKV gehÃ¶ren, ist vor
Klageerhebung in einem Verwaltungsverfahren zu befinden, das mit einem
Verwaltungsakt abschlieÃ�t, gegen den die kombinierte Anfechtungs- und
Verpflichtungsklage oder Anfechtungs- und Leistungsklage zulÃ¤ssig ist (Â§ 54 Abs
1, 2, 4 SGG). Die Voraussetzungen fÃ¼r eine echte Leistungsklage nach Â§ 54 Abs 5
SGG sind bei einem Streit um Ã�bergangsleistungen nicht gegeben (vgl nur
Krasney/Udsching, aaO, IV RdNr 1 f, 62, 65 f).

Ein solcher Verwaltungsakt ist bezÃ¼glich der Ã�bergangsleistungen nicht
ergangen. Der mit der Klage angefochtene Bescheid hat lediglich die Nicht-
Anerkennung des WirbelsÃ¤ulenleidens des KlÃ¤gers als BK nach Nr 2108 oder Nr
2110 der Anlage zur BKV zum Gegenstand gehabt. Ã�ber AnsprÃ¼che auf Geld-
oder Sachleistungen im Zusammenhang mit der WirbelsÃ¤ulenerkrankung ist
dagegen nicht entschieden worden. Der anders lautenden Auffassung des LSG ist
nicht zu folgen.

Bei der Auslegung von Verwaltungsakten ist in Anwendung der fÃ¼r
WillenserklÃ¤rungen maÃ�geblichen GrundsÃ¤tze (Â§Â§ 133, 157 des
BÃ¼rgerlichen Gesetzbuches (BGB)) vom objektiven Sinngehalt ihrer ErklÃ¤rungen
auszugehen, wie sie der EmpfÃ¤nger bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung nach den
UmstÃ¤nden des Einzelfalls objektiv verstehen musste (Engelmann in von Wulffen,
SGB X, 5. Aufl 2005, Â§ 31 RdNr 26 mwN), wobei der der Bestandskraft
(Bindungswirkung) zugÃ¤ngliche VerfÃ¼gungssatz zugrunde zu legen und zur
KlÃ¤rung seines Umfangs die BegrÃ¼ndung des Bescheides zu berÃ¼cksichtigen
ist (vgl Engelmann, aaO, RdNr 51).

Der VerfÃ¼gungssatz des Bescheides vom 19. Juli 1995 enthÃ¤lt zwar neben der
Ablehnung der Anerkennung einer BK auch die Aussage, dass Leistungen aus der
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gesetzlichen Unfallversicherung nicht zu erbringen seien. Der VerfÃ¼gungssatz
mag insofern fÃ¼r sich genommen, missverstÃ¤ndlich sein. Aus der
anschlieÃ�enden BegrÃ¼ndung wie auch aus den BegleitumstÃ¤nden und dem
Ablauf des Verwaltungsverfahrens ergibt sich jedoch, dass damit nicht Ã¼ber
konkrete LeistungsansprÃ¼che entschieden werden sollte.

Das die Klage auslÃ¶sende Verwaltungsverfahren wurde nicht durch einen Antrag
des KlÃ¤gers eingeleitet, sondern durch eine Ã¤rztliche Anzeige auf Verdacht einer
BK. Im gesamten Verwaltungsverfahren sind konkrete Leistungen, etwa eine Rente
oder die spÃ¤ter vom LSG ins Spiel gebrachten Ã�bergangsleistungen, weder vom
KlÃ¤ger beantragt noch zu irgendeinem Zeitpunkt von der Beklagten geprÃ¼ft oder
auch nur erwÃ¤hnt worden. In der BegrÃ¼ndung des angefochtenen Bescheides
hat die Beklagte ausgefÃ¼hrt, dass die medizinischen Voraussetzungen zur
Anerkennung einer BK nach Nr 2108 oder Nr 2110 der Anlage der BKV nicht
gegeben seien, weil keine bandscheibenbedingte Erkrankung vorliege und es an
einem ursÃ¤chlichen Zusammenhang der WirbelsÃ¤ulenbeschwerden mit der
beruflichen TÃ¤tigkeit fehle. Diese EinschÃ¤tzung hat sie im Widerspruchsbescheid
wiederholt. Bei dieser Sachlage konnte fÃ¼r einen verstÃ¤ndigen EmpfÃ¤nger des
Bescheides kein Zweifel bestehen, dass die Beklagte allein Ã¼ber das Vorliegen
einer BK entscheiden wollte und etwaige LeistungsansprÃ¼che nicht in ErwÃ¤gung
gezogen hat.

Letzteres ist auch daraus zu ersehen, dass die GewÃ¤hrung von
Ã�bergangsleistungen nach Â§ 3 Abs 2 BKV den Eintritt eines Versicherungsfalles
einer BK nicht voraussetzt, sondern einen eigenen "kleinen" Versicherungsfall
neben den "groÃ�en" VersicherungsfÃ¤llen Arbeitsunfall und BK nach Â§ 7 Abs 1,
Â§Â§ 8, 9 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch darstellt, der weitere und andere
Feststellungen, zB hinsichtlich der vorliegenden wirtschaftlichen Nachteile, erfordert
(BSGE 93, 164 = SozR 4-5671 Â§ 3 Nr 1, jeweils RdNr 12). Dieses VerhÃ¤ltnis
zwischen dem Versicherungsfall einer BK dem Grunde nach und dem fÃ¼r die
Ã�bergangsleistungen nach Â§ 3 Abs 2 BKV erforderlichen "kleinen"
Versicherungsfall spricht gegen die Annahme, dass in einem Streit um die
Anerkennung des Versicherungsfalls einer BK dem Grunde nach gleichzeitig, ohne
dass dies durch eine entsprechende Antragstellung bzw BegrÃ¼ndung deutlich
wird, als "Minus" der Streit um die GewÃ¤hrung von Ã�bergangsleistungen
enthalten ist.

Die Formulierung im VerfÃ¼gungssatz des Bescheides: "Leistungen aus der
gesetzlichen Unfallversicherung aufgrund Ihrer WirbelsÃ¤ulenbeschwerden
kÃ¶nnen nicht gewÃ¤hrt werden" sollte ersichtlich nur allgemein die Folgerungen
beschreiben, die sich aus der Nichtanerkennung einer BK ergeben. Eine
Entscheidung Ã¼ber einzelne konkrete LeistungsansprÃ¼che war damit entgegen
der Auffassung des LSG nicht verbunden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Trotz ihres Obsiegens in der Sache
hat die Beklagte dem KlÃ¤ger seine Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten,
weil sie den Streit um die GewÃ¤hrung der Ã�bergangsleistungen nach Â§ 3 Abs 2
BKV mit ihrer weiten Formulierung des VerfÃ¼gungssatzes einerseits und ihrer
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unzureichenden PrÃ¼fung von Amts wegen andererseits veranlasst hat.

Erstellt am: 20.04.2006

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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